
 

 

 

 

Satzung 
 

 

 

 

 

 

European Breast Cancer Research Association 

of Surgical Trialists 

(EUBREAST) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

2 
 

 

Präambel 

EUBREAST widmet sich dem Ziel, ein europäisches Netzwerk von wissenschaftlich aktiven 

Brustkrebschirurgen aufzubauen, zu unterhalten und weiter zu entwickeln. Durch gemeinsame und 

koordinierte klinische Forschung will EUBREAST europaweit den wissenschaftlichen Fortschritt in 

der operativen Brustkrebsbehandlung beschleunigen und innovative Strategien in der kürzest 

möglichen Zeit und auf der Basis gesicherter Erkenntnisse betroffenen Frauen anbieten können.   

 

 

Artikel 1 

Name, Sitz, Geschäftsjahr, Eintragung 

(1) Der Verein führt den Namen European Breast Cancer Research Association of Surgical Tria-

lists (EUBREAST). Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Zu-

satz „e.V.“ 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Esslingen am Neckar. 

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. Das Geschäftsjahr im Kalenderjahr der 

Gründung ist ein Rumpfgeschäftsjahr. 

 

Artikel 2  

Vereinszweck und Ziele 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der nationalen und internationalen Zusammenarbeit in 

der unabhängigen klinischen und wissenschaftlichen Brustkrebsforschung mit dem Ziel der 

Einbringung der Forschungsergebnisse in die diagnostische und therapeutische 

Brustkrebsbehandlung und deren stetige Weiterentwicklung in Einrichtungen des 

öffentlichen Gesundheitswesens. Im Mittelpunkt steht hierbei die chirurgische Behandlung 

von Patientinnen mit Brustkrebs, insbesondere mit dem Ziel, eine Therapie mit möglichst 

geringen Nebenwirkungen zu entwickeln. Hierbei verfolgt der Verein einen multidisziplinären 

Ansatz, wodurch auch andere diagnostische oder therapeutische Behandlungsansätze 

einbezogen werden können, immer mit dem Ziel, die Lebensqualität der Patientinnen sowie 

die Heilungsrate zu verbessern. Auftragsforschung ist ausgeschlossen. 

(2) Der Vereinszweck wird insbesondere durch die folgenden Maßnahmen erreicht: 

- Zusammenführung und Koordinierung der klinischen Forschung zur operativen 

Brustkrebsbehandlung in Europa 

- Unterstützung der nationalen und internationalen Kommunikation und Kooperation 

zwischen Wissenschaftlern und wissenschaftlichen Einrichtungen, die Brustkrebsfor-

schung betreiben, insbesondere bei der Planung und Durchführung von Studien und 

Forschungsprojekten; 

- Organisation eines neutralen, europäischen wissenschaftlichen Forums, mit Hilfe 

dessen seine Mitglieder selbst Forschungsprojekte konzipieren und umsetzen 
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können, indem sie Fachwissen bündeln und ihren Ressourceneinsatz optimieren 

können; 

- Aufbau von internationalen Registern und Datenbanken mit soliden 

wissenschaftlichen Daten, um die gewonnenen Erkenntnisse zur Verbesserung oder 

Modifizierung herkömmlicher Behandlungsmethoden schnell in der 

Patientenversorgung umsetzen zu können;  

- Publikation der durch den Verein und seines Mitgliedernetzwerks gewonnen wissen-

schaftlichen Daten und Forschungsergebnisse sowie Unterstützung seiner Mitglieder 

bei entsprechenden Publikationen, um so die Behandlungsmethoden zum Wohl der 

Brustkrebspatientinnen national und international stetig zu verbessern. 

 -  Kompetenzentwicklung durch Qualifikations- und Trainingsmaßnahmen 

- Etablierung von verbindlichen Qualitätsstandards und Qualitätssicherungsmaßnah-
men 

(3) Zur Förderung des Vereinszwecks wirbt der Verein Drittmittel ein. Vereine mit einem 

vergleichbaren Vereinszweck unterstützt er bei deren Beschaffung eigener entsprechender 

Mittel durch Zurverfügungstellung entsprechenden Know-hows.  

(4) Der Verein kann zur Verwirklichung des Vereinszwecks Zweckbetriebe unterhalten.  

(5) Der Verein kann sich an einschlägigen nationalen und internationalen Netzwerken, Vereini-

gungen, Verbänden oder ähnlichen Institutionen beteiligen, die dem Vereinszweck dienen. 

 (6) Der Verein kann Vermögen erwerben. Er kann – falls dies die Gemeinnützigkeit des Vereins 
nicht gefährdet -  auf Grundlage eines Beschlusses der Mitgliederversammlung 
Gesellschaften gründen oder sich an ihnen beteiligen. Der Anteil des Vereins am Kapital einer 
solchen Gesellschaft darf nicht aus zweckgebundenen Mitteln aufgebracht werden. 

 

Artikel 3 

Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-

schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mit-

tel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder des 

Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Ver-

eins erhalten. Beim Ausscheiden von Mitgliedern oder der Auflösung des Vereins besteht 

kein Anspruch auf Rückerstattung gezahlter Beiträge oder des Vereinsvermögens oder Teilen 

davon. Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.  

(2) Der Verein erfüllt seine Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 

Satz 2 AO, sofern er nicht im Wege der Mittelbeschaffung gem. § 58 Nr. 1 AO tätig wird. 

(3) Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich geführt. Dies schließt den Ersatz tatsächlich 

entstandener Aufwendungen nicht aus. 

(4) Mitgliedern des Vorstands kann für ihre Tätigkeit eine pauschale Aufwandsentschädigung für 

die aufgewendete Arbeitszeit bis zur Höhe des in § 3 Nr. 26a EStG genannten Betrags pro 
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Jahr gewährt werden, soweit diese Aufwandsentschädigung den tatsächlich entstandenen 

Aufwand nicht offensichtlich übersteigt. 

 

Artikel 4  

Mitgliedschaft 

(1) Der Verein hat ordentliche, Förder- und Ehrenmitglieder. Mitglieder können natürliche Perso-

nen und juristische Personen sein. Mitglieder, die juristische Personen sind, haben eine, 

höchstens jedoch zwei natürliche Personen zu benennen, die sie in Angelegenheiten des Ver-

eins vertreten und die – im Falle, dass es sich bei den juristischen Personen um ordentliche 

Mitglieder handelt – das Stimmrecht für sie in der Mitgliederversammlung ausüben.  

(2) Ordentliche Mitglieder müssen auf dem Gebiet der klinischen oder wissenschaftlichen Brust-

krebsforschung bzw. der Brustkrebsbehandlung tätig sein. Sie sollen aufgrund ihrer Tätigkeit 

in Zusammenhang mit dem Vereinszweck stehende offene wissenschaftliche, diagnostische 

oder therapeutische Fragen identifizieren und dem Vorstand Vorschläge für Tests, Studien 

oder Projekte machen, die von dem Verein durchgeführt werden können.  

(3) Ehrenmitglieder können natürliche Personen werden, die gegenwärtig auf dem Gebiet der 

klinischen und wissenschaftlichen Brustkrebsforschung bzw. der Brustkrebsbehandlung tätig 

sind oder in der Vergangenheit tätig waren und die sich außerordentliche Verdienste auf ei-

nem oder mehreren dieser Gebiete erworben haben. 

(4) Fördermitglieder können Personen im Sinne von Abs. 1 werden, die auf dem Gebiet der klini-

schen und wissenschaftlichen Brustkrebsforschung bzw. der Brustkrebsbehandlung tätig oder 

an dieser interessiert sind und den Verein finanziell oder durch andere, den Vereinszweck 

fördernde Maßnahmen unterstützen.  

 

Artikel 5 

Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft als ordentliches Mitglied ist schriftlich oder in Textform nach § 126b BGB 

unter Vorlage eines Lebenslaufs, aus dem sich das Engagement der antragstellenden Person 

auf dem Gebiet der klinischen und wissenschaftlichen Brustkrebsforschung bzw. der Brust-

krebsbehandlung ergibt, beim Vorstand des Vereins zu beantragen. Mit der Antragstellung ist 

zu versichern oder auf Verlangen des Vorstands nachzuweisen, dass 

- keine Interessenkonflikte mit dem Vereinszweck bestehen sowie 

- die Mitgliedschaft in diesem Verein nicht zur Erzielung von Gewinnen oder sonstiger 

wirtschaftlicher Vorteile angestrebt wird.  

(2) Die Mitgliedschaft als Ehrenmitglied setzt einen Vorschlag des Vorstands an die Mitglieder-

versammlung (Art. 13 Abs. 3 lit. e)) sowie deren Beschluss voraus (Art. 12 Abs. 1 lit. g)).  

(3) Die Mitgliedschaft als Fördermitglied setzt ein prüfbares Angebot über die finanzielle Förde-

rung oder sonstige Unterstützung des Vereins an den Vorstand voraus, aus dem sich die Ein-
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zelheiten der Förderung bzw. Unterstützung eindeutig ergeben. Eine etwa gewährte Gegen-

leistung des Vereins muss sich im Rahmen der durch Art. 3 gesetzten Grenzen halten. Die 

Verträge unterliegen der Prüfung durch die Kassenprüfer nach Art. 10. 

 

Artikel 6 

Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet: 

 bei natürlichen Personen durch den Tod des Mitglieds 

 bei juristischen Personen durch deren Erlöschen 

 durch Austritt 

 durch Ausschließung  

(2) Der Austritt ist dem Vorsitzenden des Vorstands mitzuteilen. Er kann nur zum Ende eines Ka-

lenderjahrs unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten erfolgen. 

(3) Wenn ein Mitglied gegen den Vereinszweck, die Vereinsinteressen oder Satzungsbestimmun-

gen schuldhaft in grober Weise verstoßen hat, kann es durch den Vorstand mit sofortiger 

Wirkung ausgeschlossen werden. Ein solcher Verstoß liegt insbesondere dann vor, wenn das 

Mitglied  

 an Versammlungen des Vereins oder seiner Organe, denen es angehört, dreimal in 

Folge nicht teilnimmt oder 

 trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrags im Rückstand ist 

oder 

 trotz zweimaliger Mahnung zugesagte finanzielle oder sonstige Beiträge nicht fristge-

mäß erbringt oder 

 innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren keine Beiträge im Sinne von Art. 4 Abs. 2 

zur Förderung des Vereinszwecks geleistet hat. 

Vor der Beschlussfassung durch den Vorstand ist dem Mitglied unter Setzung einer angemes-

senen Frist Gelegenheit zu geben, zu seiner beabsichtigten Ausschließung Stellung zu neh-

men. Hierzu ist ihm der Beschluss mit der ihm zugrundeliegenden Begründung zuzusenden. 

Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstands steht dem Mitglied das Recht der Beru-

fung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung hat aufschiebende Wirkung. Sie muss 

beim Vorsitzenden des Vorstands innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Zugang des Aus-

schließungsbeschlusses eingelegt werden. Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der 

Vorstand den Ausschließungsbeschluss zusammen mit der diesem zugrundeliegenden Be-

gründung sowie der Stellungnahme des auszuschließenden Mitglieds innerhalb von einem 

Monat der Mitgliederversammlung zur Entscheidung vorzulegen. Der Beschluss der Mitglie-

derversammlung über die Ausschließung kann entsprechend Art. 12 Abs. 8 im Umlaufverfah-

ren gefasst werden. Wird diese Frist versäumt, gilt der Ausschließungsbeschluss des Vor-

stands als nicht gefasst. Macht das Mitglied von dem Recht auf Berufung keinen Gebrauch 

oder versäumt es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich damit dem Ausschließungsbe-

schluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft mit sofortiger Wirkung als beendet gilt. Der An-

spruch des Vereins auf den Mitgliedsbeitrag für das Kalenderjahr, in dem die Ausschließung 

erfolgt, bleibt bestehen.  
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(4) Alle Erklärungen und jegliche Kommunikation, die in Zusammenhang mit Vorgängen des Art. 

6 stehen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit oder der Wahrung von Fristen der Schriftform oder 

der Textform gem. § 126b BGB.  

 

Artikel 7 

Beiträge 

(1) Von ordentlichen Mitgliedern sowie Fördermitgliedern kann ein Mitgliedsbeitrag erhoben 

werden. Der Mitgliedsbeitrag kann unterschiedlich sein und wird jeweils auf Vorschlag des 

Vorstands von der Mitgliederversammlung durch Beschluss festgelegt. Auf Vorschlag des 

Vorstands kann die Mitgliederversammlung eine Beitragsordnung verabschieden, die Art, 

Umfang und Fälligkeit der Beitragsleistungen regelt. Fördermitglieder leisten einen zwischen 

dem Vorstand und dem Fördermitglied vereinbarten finanziellen oder sonstigen Beitrag, der 

geeignet ist, den Vereinszweck zu fördern (Art. 5 Abs. 3). 

(2) Die Ehrenmitgliedschaft ist beitragsfrei. 

(3) Für einzelne Projekte oder den Abbau von Verbindlichkeiten des Vereins kann die Mitglieder-

versammlung Umlagen beschließen, die die ordentlichen Mitglieder zu tragen haben. 

 

Artikel 8 

Sonstige Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder 

(1) Jedes Mitglied hat das Recht auf Zugang zu den öffentlich verfügbaren bzw. veröffentlichten 

Arbeitsergebnissen, die im Verein entstehen. Auf Antrag räumt der Verein jedem Mitglied 

insoweit ein zeitlich begrenztes oder unbegrenztes nicht ausschließliches Nutzungsrecht ein. 

Der Zugang ist den Mitgliedern durch geeignete Maßnahmen zu gewähren. 

(2) Die Mitglieder verpflichten sich zur aktiven Mitwirkung im Verein, insbesondere durch Teil-

nahme und Mitarbeit in den Organen oder sonstigen Gremien des Vereins. Soweit ordentli-

che Mitglieder dem Verein Informationen gem. Art. 4 Abs. 2 überlassen, sind diese vom Vor-

stand vertraulich zu behandeln, bis die Zustimmung zu deren Veröffentlichung von dem je-

weiligen Mitglied erteilt wird. Damit in Zusammenhang stehendes geistiges Eigentum ver-

bleibt bei dem jeweiligen ordentlichen Mitglied. 

 

Artikel 9 

Buchführung, Rechnungslegung 

Der Verein ist zur Buchführung und Rechnungslegung (Erstellung eines Jahresabschlusses mit 

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) in analoger Anwendung handelsrechtlicher 

Grundsätze verpflichtet. Der Jahresabschluss ist unter Mitwirkung eines Angehörigen der 

steuerberatenden Berufe zu erstellen und von den Kassenprüfern zu prüfen (Art. 10). 
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Artikel 10 

Kassenprüfer 

(1) Die Mitgliederversammlung des Vereins wählt jährlich in ihrer jeweils ersten Ver-

sammlung eines jeden Kalenderjahrs zwei Kassenprüfer. Diese bleiben bis zur nächs-

ten ersten Mitgliederversammlung des darauffolgenden Kalenderjahrs im Amt.  

(2) Sie haben die Aufgabe, die Buchführung, die Einhaltung eines ggf. aufgestellten 

Haushaltsplans, die Mittelverwendung und die Vermögensverwaltung zu überprüfen 

und der Mitgliederversammlung über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. Im Falle 

des Abschlusses von Verträgen mit Fördermitgliedern obliegt ihnen fallweise zudem 

die Überprüfung dieser Verträge auf Einhaltung der Kriterien des Art. 3. Auf Beschluss 

des Vorstands kann diese Überprüfung einem Angehörigen der rechts- oder 

steuerberatenden Berufs übertragen werden.  

(3) Die Kassenprüfer, die nicht Mitglied des Vorstands, des Scientific Boards oder 

Angestellte des Vereins sein dürfen, werden in gleicher Weise wie die Vor-

standsmitglieder gewählt (Art. 12 Abs. 1 lit. n)). Eine Wiederwahl ist möglich. 

 

Artikel 11 

Organe des Vereins 

 Organe des Vereins sind 

 die Mitgliederversammlung bzw. die General Assembly (Art. 12) 

 der Vorstand bzw. das Executive Board (Art. 13) 

 das Scientific Board (Art. 14 Abs. 1) 

 

Artikel 12 

Mitgliederversammlung (General Assembly) 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste beschlussfassende Organ des Vereins.  Sie be-

schließt über 

a) die Feststellung/Genehmigung des jährlichen Tätigkeitsberichts sowie des 

Jahresabschlusses; 

b) die Entlastung des Vorstands auf Grundlage des Tätigkeitsberichts sowie des 

Jahresabschlusses; 

c) die Wahl (Art. 13 Abs. 1) und Abwahl des Vorstands (Art. 13 Abs. 2); 

d) auf Vorschlag des Vorstands über dessen Erweiterung (Art. 13 Abs. 1); 

e) die Erteilung von Einzelvertretungsbefugnis für Mitglieder des Vorstands sowie die 

Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB (Art. 13 Abs. 10); 

f) die Ausschließung von Mitgliedern, die wegen ihrer Ausschließung Berufung an die 

Mitgliederversammlung eingelegt haben (Art. 6 Abs. 3); 
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g) auf Vorschlag des Vorstands über die Wahl von Ehrenmitgliedern (Art. 13 Abs. 3 lit. 

e)); 

h) die Wahl der Kassenprüfer (Art. 10 Abs. 3); 

i) die Festlegung der Beiträge der ordentlichen Mitglieder sowie auf Vorschlag des Vor-

stands über eine Beitragsordnung (Art. 7 Abs.1); 

j) Umlagen (Art. 7 Abs. 3); 

k)  einen ggf. vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplan (Art. 13 Abs. 3 lit. c)); 

l) die Einrichtung (Ausstattung, Personal usw.) der Geschäftsstelle sowie deren Sitz am 

Sitz des Vereins (Art. 15); 

m) Aufnahme von Darlehen mit einer Darlehenssumme über € 50.000,00 (in Worten: 

fünfzigtausend Euro) oder das Eingehen vergleichbarer Verpflichtungen; 

n) Erwerb von Vermögen mit Anschaffungskosten von über € 50.000,00 (in Worten: 

fünfzigtausend Euro) (Art. 2 Abs. 6) oder den Abschluss von Verträgen (mit Ausnahme 

von Verträgen mit Fördermitgliedern sowie Verträgen, die in Zusammenhang mit der 

Einrichtung einer Geschäftsstelle gem. Art. 15 abgeschlossen werden sollen), welche 

den Verein länger als ein Jahr binden oder zu Leistungen von mehr als € 50.000,00 (in 

Worten: fünfzigtausend Euro) verpflichten;  

o) Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen sowie die Gründung von Gesellschaften 

(Art. 2 Abs. 6); 

p) Satzungsänderungen, mit Ausnahme der in Art. 18 Abs. 3 Genannten; 

q) nach den Bestimmungen dieser Satzung aufgestellte Geschäftsordnungen (z.B. Art. 

13 Abs. 5) 

r) Auflösung des Vereins und die weiteren nach Art. 17 zu fassenden Beschlüsse; 

s) alle Angelegenheiten, die ihr vom Vorstand zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 

 (2) Alle in Artikel 4 genannten Mitglieder haben das Recht, an der Mitgliederversammlung teilzu-

nehmen. An Abstimmungen nehmen nur ordentliche Mitglieder im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 

teil. Dabei verfügt jedes ordentliche Mitglied über eine Stimme. Das Stimmrecht kann durch 

eine in Schriftform gem. § 126 BGB erteilte Vollmacht auf ein anderes Mitglied übertragen 

werden. Kein Mitglied darf jedoch mehr als drei Stimmen auf sich vereinen. Die eigene und 

die übertragenen Stimmen können nur einheitlich abgegeben werden.  Die Vollmacht ist nur 

gültig, wenn sie dem Vorstand vor Beginn der Mitgliederversammlung vorgelegt wurde. Eh-

ren- und Fördermitglieder haben ein Rederecht. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie soll innerhalb 

der ersten sechs Monate eines Geschäftsjahrs stattfinden. Eine außerordentliche Mitglieder-

versammlung ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder wenn die Einbe-

rufung von mehr als 20% der ordentlichen Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe verlangt wird. Mitgliederversammlungen können auch als Telefon-, Video- oder Web-

konferenz abgehalten werden, wenn die korrekte Identifizierung der Mitglieder, ihre Teil-

nahme in Echtzeit an der Sitzungsdiskussion, das Senden und Empfangen von Dokumenten 

sowie die fehlerfreie Dokumentation des Abstimmverhaltens möglich ist. Im Falle der Abhal-
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tung der Mitgliederversammlung als Telefon-, Video- oder Webkonferenz sind auch die gülti-

gen Einwahldaten mitzuteilen. Ferner muss in diesem Fall sichergestellt sein, dass das jewei-

lige Mitglied über den jeweils gewählten Kommunikationsweg verfügt.  

(4) Der Vorstand schlägt die Tagesordnung für die Mitgliederversammlung vor und beruft diese 

unter Mitteilung von Tag, Zeit und Ort sowie der Tagesordnung bei Wahrung einer Einla-

dungsfrist von sechs Wochen ein. Im Falle einer vorgeschlagenen Satzungsänderung sind die 

zu ändernden Bestimmungen der Satzung mitzuteilen. Anträge auf Ergänzung der Tagessord-

nung sind spätestens 14 Tage vor der Mitgliederversammlung bei dem Vorsitzenden des Vor-

stands zu stellen. Die endgültige Tagesordnung wird zu Beginn der Mitgliederversammlung 

von dieser beschlossen. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands 

oder seinem Stellvertreter geleitet (Versammlungsleiter). 

(5) Über die Beschlüsse wird ein Protokoll geführt, das vom Protokollführer und dem 

Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. 

(6) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der ordentlichen 

Mitglieder vertreten sind. Besteht für eine einberufene Mitgliederversammlung Beschlussun-

fähigkeit, ist der Vorstand berechtigt, eine zweite Versammlung mit der gleichen Tagesord-

nung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden ordentlichen Mitglieder 

beschlussfähig ist. Darauf muss in der entsprechenden Einladung hingewiesen werden. Über 

die Art der Abstimmung entscheidet die Mitgliederversammlung.  

(7) Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse 

über eine Satzungsänderung oder die Auflösung des Vereins bedürfen einer Mehrheit von 

75% der abgegebenen Stimmen. 

(8) Die Mitgliederversammlung kann Beschlüsse auch im schriftlichen Umlaufverfahren fassen. 

Statt des Versammlungstermins nach Absatz 4 hat der Vorstand einen Endtermin für die 

Rückäußerung der Mitglieder zu setzen. Ehren- und Fördermitglieder haben kein Stimmrecht; 

sie sind jedoch durch Übersendung der Beschlussanträge zu informieren. 

(9) Alle Erklärungen und jegliche Kommunikation, die in Zusammenhang mit Vorgängen des Art. 

12 stehen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit oder der Wahrung von Fristen der Schriftform oder 

der Textform gem. § 126b BGB, wenn nicht ausdrücklich Schriftform gem. § 126 BGB vorge-

schrieben ist. 

 

Artikel 13 

Vorstand (Executive Board) 

(1) Der Vorstand besteht mindestens aus einem Vorsitzenden (Chairman), seinem Stellvertreter 

(Vice-Chairman) und dem Schatzmeister (Treasurer), höchstens jedoch aus neun Personen. 

Der Vorstand kann der Mitgliederversammlung eine Erweiterung des Vorstands vorschlagen. 

Der Vorschlag ist zu begründen. Die Mitglieder des Vorstands werden jeweils einzeln von der 

Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt; eine Wiederwahl ist möglich. 

Der Vorstand bleibt grundsätzlich bis zur Neuwahl des neuen Vorstands im Amt. Der 

Vorstand, der in der Gründungsversammlung gewählt wird, bleibt längstens bis zum 

30.07.2021 im Amt und ist dann neu zu wählen. 
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(2) Mitglieder des Vorstands können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes von der Mitglieder-

versammlung abgewählt werden. Auf § 27 Abs. 2 BGB wird verwiesen. 

(3) Dem Vorstand obliegt die Geschäftsleitung, die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederver-

sammlung und die Verwaltung des Vereinsvermögens. Er kann einen Haushaltsplan 

aufstellen. Für die ihm obliegenden Aufgaben kann er sich nach Fassung eines 

entsprechenden Beschlusses der Mitgliederversammlung (Art. 12 Abs. 1 lit. l)) einer ein-

gerichteten Geschäftsstelle (Art. 15) bedienen. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Ta-

gesordnung (Art. 12 Abs. 3 und 4); 

b) Aufstellung des jährlichen schriftlichen Tätigkeitsberichts sowie des 

Jahresabschlusses (Art. 9); 

c) ggf. Aufstellung eines Haushaltsplans; 

d) Aufnahme (Art. 5 Abs. 1) und Ausschluss (Art. 6 Abs. 3) von ordentlichen Mitgliedern; 

e)  Beschlussfassung über die Aufnahme von Fördermitgliedern (Art. 5 Abs. 3) sowie Un-

terbreitung von Vorschlägen zur Aufnahme von Ehrenmitgliedern (Art. 5 Abs. 2) an 

die Mitgliederversammlung; 

f) Vorbereitung und Abschluss von Vereinbarungen mit natürlichen und juristischen 

Personen zum Zweck der Erlangung einer Fördermitgliedschaft (Art. 5 Abs. 3); 

g) Vorbereitung und Abschluss von Vereinbarungen mit Wissenschaftlern, Kliniken so-

wie mit anderen Institutionen über Rechte und Pflichten sowie interne Leistungsver-

rechnungen, es sei denn, es ist nach Art. 12 Abs. 1 lit. m) oder n) ein Beschluss der 

Mitgliederversammlung erforderlich; 

h) Festlegung von Kriterien als Voraussetzungen für eine Fördermöglichkeit von Studien, 

Forschungsprojekten und Publikationen zu diagnostischen und therapeutischen Be-

handlungsansätzen im Sinne des Vereinszwecks auf hohem wissenschaftlichen, klini-

schem, dokumentarischem und technischem Niveau; 

i) Ermittlung des Ressourcenbedarfs und der Realisierungschancen von Studien und 

Projekten; 

j) Maßnahmen zur Studien- und Projektkontrolle; 

k) Erfüllung aller weiteren Aufgaben, die nach dieser Satzung nicht ausdrücklich der Mit-

gliederversammlung zugewiesen sind, insbesondere Bewertung und Entwicklung wis-

senschaftlicher Projekte, die auf eigenen Vorschlag oder auf Vorschlag des Scientific 

Board oder ordentlicher Mitglieder evaluiert und ggf. durchgeführt werden sollen, 

Erarbeitung von Richtlinien für die Autorenschaft bezüglich der Veröffentlichung von 

Studien, Erarbeitung von Strategien zur Einwerbung von Drittmitteln oder zur 

sachdienlichen Vergrößerung des Netzwerks des Vereins. 

(4) Der Vorstand ist verpflichtet, jährlich auf der Mitgliederversammlung den Tätigkeitsbericht 

(Art. 13 Abs. 3 lit. b)) und den von den Kassenprüfern geprüften Jahresabschluss (Bilanz und 

Gewinn- und Verlustrechnung, Art. 13 Abs. 3 lit. b) i.V.m. Art. 9) vorzulegen.  
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(5) Zur Erledigung der ihm satzungsgemäß obliegenden Aufgaben kann der Vorstand Arbeits-

kreise bilden. Er kann sich eine Geschäftsordnung geben, die durch Beschluss der Mitglieder-

versammlung zu verabschieden ist (Art. 12 Abs. 1 lit. q)). 

(6) Der Vorstand kann ein Scientific Board (Art. 14 Abs. 1) und ein Advisory Board konstituieren 

(Art. 14 Abs. 2).  

(7) Der Vorstand tritt mindestens vier Mal im Geschäftsjahr zusammen. Die Sitzungen des Vor-

stands werden vom Vorsitzenden unter Mitteilung des Datums, der Uhrzeit, des Sitzungsorts 

sowie der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 10 Tagen einberufen. Seine 

Sitzungen können auch als Telefon-, Video- oder Webkonferenz abgehalten werden, wenn 

die korrekte Identifizierung der Mitglieder, ihre Teilnahme in Echtzeit an der 

Sitzungsdiskussion, das Senden und Empfangen von Dokumenten sowie die fehlerfreie 

Dokumentation des Abstimmverhaltens möglich ist. Im Falle der Abhaltung der Sitzungen als 

Telefon-, Video- oder Webkonferenz sind auch die gültigen Einwahldaten mitzuteilen. Ferner 

muss in diesem Fall sichergestellt sein, dass das jeweilige Vorstandsmitglied über den jeweils 

gewählten Kommunikationsweg verfügt. Mindestens ein Treffen pro Jahr soll ein 

persönliches Treffen sein. 

(8) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Hinsichtlich der Beschlussfähigkeit gilt Art. 12 Abs. 

6 S. 1 – 3 entsprechend. Der Vorsitzende oder, wenn dieser verhindert ist, sein Stellvertreter, 

beruft und leitet die Mitgliederversammlung.  

(9) Über jede Vorstandssitzung wird Protokoll geführt. Das Protokoll hat Ort und Zeit der Vor-

standssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungs-

verhalten zu enthalten. 

 (10) Der Vorsitzende des Vorstands und sein Stellvertreter vertreten jeweils einzeln den Verein 

sowohl gerichtlich als auch außergerichtlich gem. § 26 BGB; sie sind von den Beschränkungen 

des § 181 BGB befreit. Alle weiteren Mitglieder des Vorstands vertreten den Verein 

gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied. Jedem Vorstandsmitglied kann 

Einzelvertretungsbefugnis und Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt 

werden. 

(11) Gegenüber dem Verein haften der Vorstand und dessen Mitglieder nur bei vorsätzlichem 

oder grob fahrlässigem Verhalten. Sollte der Vorstand oder sollten einzelne seiner Mitglieder 

im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für den Verein von Dritten oder Vereinsmitgliedern in 

Anspruch genommen werden, so stellt der Verein den Vorstand bzw. dessen Mitglieder von 

der Haftung frei, wenn der Vorstand bzw. dessen Mitglieder nicht vorsätzlich oder grob fahr-

lässig gehandelt haben. 

(12) Alle Erklärungen und jegliche Kommunikation, die in Zusammenhang mit Vorgängen des Art. 

13 stehen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit oder der Wahrung von Fristen der Schriftform oder 

der Textform gem. § 126b BGB.  
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Artikel 14 

Scientific Board und Advisory Board 

(1) Die Mitglieder des Scientific Board (Art. 11) werden vom Vorstand für zunächst drei Jahre 

berufen. Eine erneute Berufung ist möglich. Seine Mitglieder sollen auf dem Gebiet der 

klinischen oder wissenschaftlichen Brustkrebsforschung oder Brustkrebsbehandlung tätig 

sein oder vormals tätig gewesen und durch anerkannte wissenschaftliche Beiträge oder 

Leistungen auf diesen Gebieten hervorgetreten sein. Das Scientific Board hat die Aufgabe, 

den Austausch von Ideen, Zielen, wissenschaftlichen Vorschlägen sowie Projekten in den 

beteiligten Ländern zu fördern. Jedes Land soll durch ein Mitglied im Scientific Board 

vertreten sein. Das Scientific Board arbeitet transparent und unabhängig.  Es erstattet dem 

Vorstand Bericht. 

(2) Die Mitglieder des Advisory Board (Art. 13 Abs. 6) werden vom Vorstand für zunächst drei 

Jahre berufen. Mitglieder des Advisory Board sind anerkannte Wissenschaftler (auch anderer 

Fachdisziplinen), die den Verein in seiner satzungsgemäßen Tätigkeit unterstützen. Eine 

erneute Berufung ist möglich. Seine Mitglieder sollen auf dem Vereinszweck und den 

Tätigkeiten des Vereins komplementären Fachgebieten tätig sein und diesen durch ihre 

Expertise fallweise oder laufend beratend unterstützen. Das Advisory Board arbeitet 

transparent und unabhängig. 

 

Artikel 15 

Geschäftsstelle 

(1) Der Verein kann eine Geschäftsstelle einrichten. 

(2) Die Geschäftsstelle dient der Führung der laufenden Geschäfte des Vereins gem. Art. 13 Abs. 

3 und fördert und unterstützt den Vereinszweck. Sie untersteht dem Vorstand und ist der 

Mitgliederversammlung gegenüber auf entsprechendes Verlangen rechenschaftspflichtig. Sie 

ist an die Weisungen des Vorstands gebunden und ihrerseits gegenüber Vereinsmitgliedern 

nicht weisungsbefugt. 

(3) Die Geschäftsstelle wird von dem Leiter der Geschäftsstelle verantwortlich geführt. 

 

Artikel 16 

Datenschutz 

(1) Im Rahmen der Mitgliederverwaltung werden von den Mitgliedern u.a. folgende Daten erho-

ben: Name, Vorname, Geburtsdatum, Staatsangehörigkeit, Anschrift, E-Mail-Adresse, akade-

mische Grade, berufliche Funktionen, Name und Anschrift des Arbeitgebers, Veröffentlichun-

gen, Mitgliedschaften in anderen für den Vereinszweck relevanten Institutionen und Netz-

werken. Diese Daten werden im Rahmen der Mitgliedschaft verarbeitet und gespeichert. 

(2) Der Verein veröffentlicht die Daten seiner Mitglieder intern wie extern nur nach 

entsprechenden Beschlüssen der Mitgliederversammlung und nimmt die Daten von 

Mitgliedern aus, die einer Veröffentlichung widersprochen haben. 
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(3) Das von seinen Mitgliedern dem Verein, z.B. im Rahmen von Art. 4 Abs. 2, zur Verfügung 

gestellten Gedankengut behandelt dieser vertraulich, bis das jeweilige Mitglied seine 

Zustimmung zur Veröffentlichung gibt oder dieses ohne Zutun des Vereins öffentlich 

geworden ist. 

(4) Die Mitglieder verpflichten sich ihrerseits, die ihnen überlassenen Daten und Informationen, 

insbesondere Unterlagen, Datenbestände und Angaben über andere Mitglieder vertraulich zu 

behandeln, soweit es sich dabei nicht um in der Öffentlichkeit bereits bekannte Angaben 

handelt. Arbeitsergebnisse, Materialien und Know-how des Vereins gelten so lange als ver-

traulich, bis der Vorstand über deren Veröffentlichung verbindlich entschieden hat. 

 

Artikel 17 

Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

(1) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 

des Vereins an die Arbeitsgemeinschaft für wiederherstellende Operationsverfahren in der 

Gynäkologie e.V., Berlin, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu 

verwenden hat, oder einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft oder einer Körperschaft 

öffentlichen Rechts zur Verwendung zur Förderung der Wissenschaft und Forschung und des 

öffentlichen Gesundheitswesens im Sinne dieser Satzung. Diese Entscheidung ist durch die 

Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu treffen. Vor 

der Übertragung des Liquidationsvermögens auf eine andere Einrichtung ist die Unbedenk-

lichkeit durch das Finanzamt feststellen zu lassen. 

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mitglieder des Vorstands 

gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

 

Artikel 18 

Schlussbestimmungen 

(1) Sollten einzelne Regelungen in dieser Satzung unwirksam sein oder werden, lässt dies die 

Gültigkeit der übrigen Satzungsbestimmungen unberührt. Die betreffende Bestimmung ist 

durch eine wirksame zu ersetzen, die dem angestrebten Zweck möglichst nahekommt. 

(2) Diese Satzung erhält mit ihrer Verabschiedung durch die Gründungsversammlung Gültigkeit. 

Sie ist unverzüglich danach durch den Vorstand beim Vereinsregister anzumelden. Entspre-

chendes gilt für Satzungsänderungen und Änderungen in der Zusammensetzung des Vor-

stands. 

(3) Sollte es im Rahmen der Anmeldung des Vereins zum Vereinsregister oder bei der Beantra-

gung der Gemeinnützigkeit des Vereins bei der Finanzbehörde erforderlich werden, einzelne 

Bestimmungen dieser Satzung zu modifizieren oder zu ergänzen, so ist der Vorstand berech-

tigt, diese Änderungen vorzunehmen. Dies gilt über diese Fälle hinaus für alle Satzungsände-

rungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt 

werden. Sie sind bei der nächsten, auf die jeweilige Änderung folgende Mitgliederversamm-

lung durch diese zu genehmigen. 
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(4) Für den Fall, dass diese Satzung in eine andere Sprache übersetzt wird, gilt - vor allem im 

Falle der Notwendigkeit der Auslegung von Satzungsbestimmungen - ausschließlich 

deutsches Recht. 

 

Artikel 19 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage der Unterzeichnung durch die Gründungsmitglieder in Kraft. 

 

Unterschriften der Gründungsmitglieder: 

 

 

 

Prof. Dr. Kühn  Dr. Kurz  Dr. O´Beirne  Dr. Hanke 

 

 

 

 

Dr. Vollmer  Dr. Lindauer  Galindoma  Teutsch 

 

 

Die vorstehende Satzung wurde durch die im Klinikum Esslingen, Klinik für Frauenheilkunde und 

Geburtshilfe, am 20. August 2020 abgehaltene Gründungsversammlung beschlossen. 

 

 

 

 



1 
 

 

 

Statute 
 

 

 

 

 

 

European Breast Cancer Research Association 

of Surgical Trialists e.V. 

(EUBREAST e.V.) 
 

 

  



2 
 

Preamble 

EUBREAST is dedicated to the goal of establishing, maintaining and further developing a European 

network of scientifically active breast cancer surgeons. Through joint and coordinated clinical 

research, EUBREAST aims to accelerate scientific progress in surgical breast cancer treatment 

throughout Europe and to be able to offer innovative strategies to affected women in the shortest 

possible time and on the basis of proven evidence.   

 

 

Article 1 

Name, Registered Office, Fiscal Year, Registration 

(1) The name of the Association shall be European Breast Cancer Research Association of Surgical 

Trialists (EUBREAST). It shall be entered in the Register of Associations and thereafter bear the suffix 

"e.V.". 

(2) The registered office of the Association is in Esslingen am Neckar. 

(3) The fiscal year of the Association is the calendar year. The business year in the calendar year of 

the foundation is a short business year. 

 

Article 2 

Purpose of the Association and Objectives 

(1) The purpose of the Association is to promote national and international cooperation in 

independent clinical and scientific breast cancer research with the aim of incorporating research 

results into diagnostic and therapeutic breast cancer treatment and its continuous further 

development in public health care institutions. The focus is on the surgical treatment of patients with 

breast cancer, in particular with the aim of developing a therapy with the least possible side effects. 

The association pursues a multidisciplinary approach, whereby other diagnostic or therapeutic 

treatment approaches can also be included, always with the aim of improving the quality of life of 

the patients and the cure rate. Contract research is excluded. 

(2) The purpose of the Association is achieved in particular through the following measures: 

- Bringing together and coordinating clinical research on surgical breast cancer treatment in Europe. 

- Supporting national and international communication and cooperation between scientists and 

scientific institutions conducting breast cancer research, especially in the planning and execution of 

studies and research projects; 

- Organizing a neutral European scientific forum through which its members can design and 

implement their own research projects by pooling expertise and optimizing the use of resources; 

- Establishment of international registries and databases of sound scientific data, so that the 

knowledge gained can be rapidly applied to patient care in order to improve or modify conventional 

treatment methods;  
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- Publication of scientific data and research results obtained by the association and its member 

network, as well as support of its members in corresponding publications, in order to continuously 

improve treatment methods for the benefit of breast cancer patients nationally and internationally. 

- Development of Competence through qualification and training measures 

- Establishment of binding quality standards and quality assurance measures. 

(3) In order to promote the purpose of the Association, the Association raises third-party funds. It 

supports associations with a comparable purpose in their procurement of their own corresponding 

funds by providing the corresponding know-how.  

(4) The Association may maintain special-purpose enterprises for the realization of the Association's 

purpose.  

(5) The Association may participate in relevant national and international networks, associations, 

federations or similar institutions that serve the purpose of the Association. 

 (6) The Association may acquire assets. It may - if this does not endanger the non-profit status of the 

Association - found or participate in companies on the basis of a resolution of the General Assembly. 

The Association's share in the capital of such a company may not be raised from earmarked funds. 

 

Article 3 

Selflessness 

(1) The Association shall exclusively and directly pursue non-profit purposes within the meaning of 

the section "Tax-privileged purposes" of the German Tax Code as amended. The Association shall act 

selflessly; it shall not primarily pursue its own economic purposes. Funds of the Association may only 

be used for purposes in accordance with the Articles of Association. In their capacity as members, the 

members of the Association may not receive any benefits from the Association's funds. In the event 

of the withdrawal of members or the dissolution of the Association, there shall be no claim for 

reimbursement of contributions paid or of the assets of the Association or parts thereof. The 

Association may not favor any person through expenditures that are alien to the purpose of the 

Association or through disproportionately high remuneration.  

(2) The association fulfills its tasks itself or through an auxiliary person in the sense of § 57 paragraph 

1 sentence 2 AO, as long as it does not act in the way of fundraising according to § 58 No. 1 AO. 

(3) Association offices are basically held on an honorary basis. This does not exclude the 

reimbursement of expenses actually incurred. 

(4) Members of the Executive Board may be granted a lump-sum expense allowance for the time 

spent on their activities up to the amount specified in Section 3 No. 26a of the German Income Tax 

Act (EStG) per year, insofar as this expense allowance does not obviously exceed the expenses 

actually incurred. 
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Article 4 

Membership 

(1) The Association has effective, supporting and honorary members. Members can be natural 

persons and legal entities. Members who are legal entities shall nominate one, but no more than 

two, natural persons to represent them in the affairs of the Association and, in the event that the 

legal entities are effective members, to exercise the right to vote on their behalf in the General 

Assembly.  

(2) Effective members must be active in the field of clinical or scientific breast cancer research or 

breast cancer treatment. They should identify open scientific, diagnostic or therapeutic questions 

related to the purpose of the Association based on their activities and make proposals to the Board 

for tests, studies or projects that can be carried out by the Association.  

(3) Honorary members may be natural persons who are currently active or have been active in the 

past in the field of clinical and scientific breast cancer research or breast cancer treatment and who 

have rendered extraordinary services in one or more of these fields. 

(4) Supporting members can be persons in the sense of paragraph 1, who are active in the field of 

clinical and scientific breast cancer research or breast cancer treatment or who are interested in this 

field and who support the Association financially or through other measures that promote the 

purpose of the Association.  

 

Article 5 

Acquisition of Membership 

(1) Membership as an effective member shall be applied for in writing or in text form according to § 

126b BGB (German Civil Code) to the Executive Board of the Association, submitting a curriculum 

vitae showing the applicant's commitment to the field of clinical and scientific breast cancer research 

or breast cancer treatment. With the application, the applicant must affirm or, upon request of the 

Executive Board, prove that 

- there are no conflicts of interest with the purpose of the Association, and 

- membership in this Association is not sought for the purpose of making profit or seeking other 

economic advantage.  

(2) Membership as an honorary member requires a proposal of the Executive Board to the General 

Assembly. (Art. 13 para. 3 lit. e)) as well as its resolution (Art. 12 para. 1 lit. g)).  

(3) Membership as a supporting member requires a verifiable offer of financial support or other 

support for the Association to the Executive Board, from which the details of the support or 

sponsorship clearly result. Any consideration granted by the association must remain within the 

limits set by Art. 3. The contracts shall be subject to audit by the auditors in accordance with Art. 10. 
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Article 6 

Termination of membership 

(1) The membership ends 

- in the case of natural persons, by the death of the member 

- in the case of legal entities, by their extinction 

- by resignation 

- by exclusion  

(2) The Chairman of the Executive Board shall be notified of the resignation. It may only be effected 

at the end of a calendar year, subject to a notice period of three months. 

(3) If a member has culpably violated the purpose of the Association, the interests of the Association 

or the provisions of the Articles of Association in a gross manner, he/she may be excluded by the 

Executive Board with immediate effect. Such a violation shall be deemed to have occurred in 

particular if the member  

- fails to attend meetings of the association or its bodies to which he or she belongs three times in 

succession, or 

- is in arrears with the payment of the membership fee despite two reminders, or 

- despite two reminders, fails to pay promised financial or other contributions on time, or 

- within a period of two years has not made any contributions within the meaning of Art. 4 Para. 2 to 

further the purpose of the Association. 

 

Prior to the adoption of the resolution by the Executive Board, the member shall be given the 

opportunity to comment on his intended exclusion within a reasonable period of time. For this 

purpose, the member shall be sent the resolution together with the reasons on which it is based. The 

member shall have the right of appeal to the General Assembly against the exclusion resolution of 

the Executive Board. The appeal has a suspensive effect. It must be lodged with the Chairman of the 

Executive Board within a period of two weeks from receipt of the exclusion resolution. If the appeal 

has been lodged in time, the Executive Board shall submit the exclusion resolution, together with the 

reasons on which it is based and the statement of the member to be excluded, to the General 

Assembly for decision within one month. The decision of the General Assembly on the exclusion can 

be made by circulation in accordance with Art. 12 Para. 8. If this deadline is missed, the exclusion 

resolution of the Executive Board shall be deemed not to have been passed. If the member does not 

exercise the right of appeal or misses the deadline for appeal, he/she thereby submits to the 

exclusion resolution with the consequence that the membership is deemed to be terminated with 

immediate effect. The entitlement of the association to the membership fee for the calendar year in 

which the exclusion takes place remains valid.  

(4) All declarations and any communication in connection with the processes of Art. 6 must be made 

in writing or in text form in accordance with § 126b of the German Civil Code (BGB) in order to be 

effective or to meet deadlines. 
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Article 7 

Membership Fees 

(1) A membership fee may be charged from effective members and supporting members. The 

membership fee may vary and shall be determined by resolution of the General Assembly upon 

proposal of the Executive Board. At the proposal of the Executive Board, the General Assembly may 

adopt a membership fee schedule that regulates the type, amount and due date of the membership 

fee payments. Supporting members shall pay a financial or other contribution agreed between the 

Executive Board and the supporting member, which is suitable to promote the purpose of the 

Association (Art. 5, Para. 3). 

(2) Honorary membership is non-contributory. 

(3) For individual projects or the reduction of the Association's liabilities, the General Assembly may 

decide on contributions to be paid by the effective members. 

 

Article 8 

Other rights and duties of the members of the Association 

(1) Every member has the right of access to the publicly available or published work results produced 

in the Association. Upon request, the Association shall grant each member a non-exclusive right of 

use for a limited or unlimited period of time. Access shall be granted to the members by appropriate 

measures. 

(2) The members undertake to actively participate in the Association, in particular by participating 

and cooperating in the bodies or other committees of the Association. Insofar as effective members 

provide the Association with information pursuant to Art. 4 Para. 2, this information shall be treated 

confidentially by the Executive Board until consent to its publication is granted by the respective 

member. Intellectual property in connection with this shall remain with the respective effective  

member. 

 

Article 9 

Bookkeeping, accounting 

The Association is obliged to keep books and accounts (preparation of annual financial statements 

with balance sheet and profit and loss account) in analogous application of commercial law 

principles. The annual financial statements shall be prepared with the assistance of a member of the 

tax consulting profession and audited by the auditors (Art. 10). 

 

Article 10 

Auditors 

(1) The General Assembly of the Association shall elect two cash auditors annually at its first meeting 

of each calendar year. They shall remain in office until the next first General Assembly of the 

following calendar year.  
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(2) They have the task of checking the bookkeeping, the adherence to a possibly prepared budget, 

the use of funds and the asset management and to report the results of the audit to the General 

Assembly. In the case of the conclusion of contracts with supporting members, they shall also be 

responsible on a case-by-case basis for reviewing such contracts for compliance with the criteria of 

Article 3. Upon resolution of the Executive Board, this review may be assigned to a member of the 

legal or tax consulting profession.  

(3) The auditors, who may not be members of the Executive Board, the Scientific Board or employees 

of the Association, shall be elected in the same manner as the members of the Executive Board (Art. 

12 para. 1 lit. n)). Re-election is possible. 

 

Article 11 

Organs of the Association 

Organs of the Association are 

- the General Assembly (Art. 12) 

- the Executive Board (Art. 13) 

- the Scientific Board (Art. 14 para. 1) 

 

Article 12 

General Assembly 

(1) The General Assembly is the supreme decision-making body of the Association.  It decides on 

a) the adoption/approval of the annual activity report as well as the annual financial statement; 

b) the discharge of the Executive Board on the basis of the activity report as well as the annual 

financial statement; 

c) the election (Art. 13 par. 1) and dismissal of the Executive Board (Art. 13 par. 2); 

d) upon proposal of the Executive Board on its extension (Art. 13 par. 1); 

e) the granting of individual representation authority to members of the Executive Board as well as 

the release from the restrictions of § 181 BGB (Art. 13 Para. 10); 

f) the exclusion of members who have appealed to the General Assembly on the grounds of their 

exclusion (Art. 6 Para. 3); 

g) upon proposal of the Executive Board on the election of honorary members (Art. 13 Para. 3 lit. e)); 

h) the election of cash auditors (Art. 10 par. 3); 

i) the determination of the contributions of the ordinary members and, upon proposal of the 

Executive Board, on a contribution regulation (Art. 7 para. 1); 

j) cost allocations / contributions (Art. 7 par. 3); 

k) a budget, if necessary, prepared by the Executive Board (Art. 13 par. 3 lit. c)); 
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l) the establishment (equipment, personnel, etc.) of the office and its location at the registered seat 

of the Association (Art. 15); 

m) taking out loans with a loan amount exceeding € 50,000.00 (in words: fifty thousand euros) or 

entering into comparable obligations; 

n) acquisition of assets with an acquisition cost of more than € 50,000.00 (in words: fifty thousand 

Euros) (Art. 2 Par. 6) or the conclusion of contracts (with the exception of contracts with supporting 

members as well as contracts to be concluded in connection with the establishment of an office 

pursuant to Art. 15) which bind the Association for more than one year or oblige it to make payments 

of more than € 50,000.00 (in words: fifty thousand euros);  

o) Acquisition and disposal of shareholdings as well as the formation of companies (Art. 2 Para. 6); 

p) amendments to the Statute, with the exception of those mentioned in Art. 18 para. 3; 

q) rules of procedure drawn up in accordance with the provisions of this Statute (e.g. Art. 13 Para. 5) 

r) dissolution of the Association and the other resolutions to be taken in accordance with Art. 17; 

s) all matters submitted to it by the Executive Board for resolution. 

 

(2) All members referred to in Article 4 shall have the right to participate in the General Assembly. 

Only effective members within the meaning of Article 4 (2) shall take part in voting. Each effective 

member has one vote. The right to vote can be transferred to another member by a power of 

attorney granted in writing in accordance with § 126 BGB. However, no member may have more 

than three votes. The member's own votes and the transferred votes may only be cast uniformly.  

The proxy is only valid if it has been submitted to the Executive Board before the start of the General 

Assembly. Honorary and supporting members have the right to speak. 

(3) The General Assembly shall be convened at least once a year. It shall take place within the first six 

months of a business year. An extraordinary General Assembly shall be convened if the interests of 

the Association so require or if more than 20% of the ordinary members request such a meeting, 

stating the purpose and the reasons. General Assemblies can also be held as telephone, video or web 

conferences, if the correct identification of the members, their participation in real time in the 

discussion of the meeting, the sending and receiving of documents and the error-free documentation 

of the voting behavior is possible. If the general meeting is held as a telephone, video or web 

conference, the valid dial-in data must also be communicated. Furthermore, in this case it must be 

ensured that the respective member has access to the selected communication channel.  

(4) The Executive Board shall propose the agenda for the General Assembly and shall convene the 

General Assembly by giving six weeks' notice of the date, time, place and agenda. In the event of a 

proposed amendment to the Statute, the provisions of the Statute to be amended shall be 

communicated. Requests for additions to the agenda must be submitted to the Chairman of the 

Executive Board of directors at least 14 days before the General Assembly. The final agenda shall be 

adopted by the General Assembly at the beginning of the General Assembly. The General Assembly 

shall be chaired by the Chairman of the Executive Board or his deputy (Chairperson of the assembly). 

(5) Minutes shall be kept of the resolutions and shall be signed by the keeper of the minutes and the 

chairperson of the meeting. 
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(6) The General Assembly shall constitute a quorum if more than half of the ordinary members are 

represented. If there is no quorum for a convened General Meeting, the Executive Board shall be 

entitled to convene a second meeting with the same agenda, which shall have a quorum regardless 

of the number of effective members present. This must be pointed out in the corresponding 

invitation. The General Assembly shall decide on the method of voting.  

(7) Resolutions shall be passed by a majority of the votes cast. Resolutions on an amendment to the 

Statute or the dissolution of the Association require a majority of 75% of the votes cast. 

(8) The General Assembly may also pass resolutions by written circulation. Instead of the meeting 

date according to paragraph 4, the board has to set a final date for the members' feedback. Honorary 

and supporting members have no voting rights; however, they must be informed by sending the 

proposed resolutions. 

(9) All declarations and any communication in connection with the processes of Art. 12 must be in 

writing or in text form pursuant to § 126b of the German Civil Code (BGB) in order to be effective or 

to meet deadlines, unless written form pursuant to § 126 of the BGB is expressly prescribed. 

 

Article 13 

Executive Board 

(1) The Executive Board shall consist of at least one Chairman, his Vice-Chairman and the Treasurer, 

but not more than nine persons. The Executive Board may propose an extension of the Executive 

Board to the General Assembly. The proposal must be justified. The members of the Executive Board 

are elected individually by the General Assembly for a period of three years; re-election is possible. In 

principle, the board remains in office until the election of a new board. The board elected at the 

founding meeting shall remain in office until 30.07.2021 at the latest and shall then be newly elected. 

(2) Members of the Executive Board may be voted out of office by the General Assembly for good 

cause. Reference is made to § 27 (2) BGB. 

(3) The Executive Board is responsible for the management, the execution of the resolutions of the 

General Assembly and the administration of the Association's assets. It may draw up a budget. For 

the tasks incumbent upon it, it can make use of an established office (Art. 15) after a corresponding 

resolution has been passed by the General Assembly (Art. 12 Para. 1 lit. l)). In particular, it shall have 

the following tasks: 

a) Preparation and convening of the General Assembly as well as drawing up the agenda (Art. 12 par. 

3 and 4); 

b) preparation of the annual written activity report as well as the annual financial statement (Art. 9); 

c) if necessary, preparation of a budget; 

d) admission (Art. 5 para. 1) and exclusion (Art. 6 para. 3) of effective members; 

e) passing resolutions on the admission of supporting members (Art. 5, Para. 3) and submitting 

proposals for the admission of honorary members (Art. 5, Para. 2) to the General Assembly; 

f) Preparation and conclusion of agreements with natural and legal persons for the purpose of 

obtaining supporting membership (Art. 5 para. 3); 
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g) Preparation and conclusion of agreements with scientists, clinics as well as with other institutions 

concerning rights and obligations as well as internal service settlements, unless a resolution of the 

General Assembly is required according to Art. 12 Para. 1 lit. m) or n); 

h) Determination of criteria as prerequisites for the possibility of funding studies, research projects 

and publications on diagnostic and therapeutic treatment approaches in the sense of the 

association's purpose at a high scientific, clinical, documentary and technical level; 

i) Determination of the resource requirements and the chances of realization of studies and projects; 

j) Measures for study and project control; 

k) Fulfillment of all other tasks that are not expressly assigned to the General Assembly according to 

these Statutes, in particular evaluation and development of scientific projects that are to be 

evaluated and, if necessary, carried out on its own proposal or on the proposal of the Scientific Board 

or ordinary members, development of guidelines for authorship with regard to the publication of 

studies, development of strategies for the acquisition of third-party funds or for the relevant 

expansion of the network of the Association. 

(4) The Executive Board is obliged to present the activity report (Art. 13 Para. 3 lit. b)) and the annual 

financial statement (balance sheet and profit and loss statement, Art. 13 Para. 3 lit. b) in conjunction 

with Art. 9), audited by the auditors, to the General Assembly annually. Art. 9).  

(5) The Executive Board may form working groups to carry out the tasks incumbent upon it under the 

Statutes. It can give itself rules of procedure, which are to be adopted by resolution of the General 

Assembly (Art. 12 Para. 1 lit. q)). 

(6) The Executive Board may constitute a Scientific Board (Art. 14 para. 1) and an Advisory Board (Art. 

14 para. 2). 

(7) The Executive Board shall meet at least four times in the fiscal year. The meetings of the Executive 

Board shall be convened by the Chairman with at least 10 days' notice of the date, time, place of the 

meeting and agenda. Its meetings may also be held as telephone, video or web conferences, if the 

correct identification of the members, their participation in real time in the discussion of the 

meeting, the sending and receiving of documents and the error-free documentation of the voting 

behavior is possible. If the meetings are held as telephone, video or web conferences, the valid dial-

in data must also be communicated. Furthermore, in this case it must be ensured that the respective 

member of the Executive Board has access to the communication channel selected in each case. At 

least one meeting per year shall be a face-to-face meeting. 

(8) The Executive Board shall pass its resolutions by a simple majority of votes. In the event of a tie, 

the chairman shall have the casting vote. With regard to the quorum, Art. 12 Para. 6 S. 1 - 3 shall 

apply accordingly. The chairman or, if he is prevented, his deputy, shall convene and chair the 

General Assembly.  

(9) Minutes shall be kept of each meeting of the Executive Board. The minutes shall include the time 

and place of the Executive Board meeting, the names of the participants, the resolutions adopted 

and the voting behavior. 

 (10) The Chairman of the Executive Board and his Deputy shall each individually represent the 

Association both judicially and extra-judicially in accordance with § 26 BGB (German Civil Code); they 

shall be exempt from the restrictions of § 181 BGB. All other members of the Executive Board shall 

represent the Association jointly with another member of the Executive Board. Each member of the 
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Executive Board may be granted individual representation authority and exemption from the 

restrictions of § 181 BGB. 

(11) The Executive Board and its members shall only be liable to the Association in the event of 

intentional or grossly negligent conduct. Should the Executive Board or individual members of the 

Executive Board be held liable by third parties or members of the Association in connection with 

their activities on behalf of the Association, the Association shall release the Executive Board or its 

members from liability if the Executive Board or its members have not acted with intent or gross 

negligence. 

(12) All declarations and any communication in connection with the processes of Art. 13 must be 

made in writing or in text form in accordance with § 126b of the German Civil Code (BGB) in order to 

be effective or to meet deadlines. 

 

Article 14 

Scientific Board and Advisory Board 

(1) The members of the Scientific Board (Art. 11) are appointed by the Executive Board for an initial 

period of three years. Reappointment is possible. Its members shall be active or formerly active in 

the field of clinical or scientific breast cancer research or breast cancer treatment and shall have 

distinguished themselves by recognized scientific contributions or achievements in these fields. The 

Scientific Board has the task of promoting the exchange of ideas, goals, scientific proposals and 

projects in the participating countries. Each country shall be represented by one member on the 

Scientific Board. The Scientific Board works transparently and independently.  It reports to the 

Executive Board. 

(2) The members of the Advisory Board (Art. 13 para. 6) shall be appointed by the Executive Board 

for an initial period of three years. Members of the Advisory Board are recognized scientists (also 

from other disciplines) who support the Association in its statutory activities. Reappointment is 

possible. Its members should be active in fields complementary to the purpose and activities of the 

Association and support the Association with their expertise on a case-by-case or ongoing basis in an 

advisory capacity. The Advisory Board works transparently and independently. 

 

Article 15 

Office 

(1) The Association may establish an office. 

(2) The office shall serve to manage the day-to-day business of the Association in accordance with 

Article 13 (3) and shall promote and support the purpose of the Association. It is subordinate to the 

Executive Board and is accountable to the General Assembly upon request. It is bound by the 

instructions of the Executive Board and is not authorized to give instructions to members of the 

Association. 

(3) The office shall be managed responsibly by the head of the office. 
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Article 16 

Data protection 

(1) Within the framework of membership administration, the following data, among others, shall be 

collected from the members: Name, first name, date of birth, nationality, address, e-mail address, 

academic degrees, professional functions, name and address of employer, publications, 

memberships in other institutions and networks relevant to the purpose of the Association. These 

data are processed and stored within the scope of membership. 

(2) The Association shall publish the data of its members internally and externally only in accordance 

with appropriate resolutions of the General Meeting and shall exclude the data of members who 

have objected to publication. 

(3) The Association shall treat as confidential the ideas made available to it by its members, e.g. 

within the framework of Art. 4 Para. 2, until the respective member gives its consent to publication 

or until these have become public without the Association's intervention. 

(4) For their part, the members undertake to treat confidentially the data and information made 

available to them, in particular documents, data files and information about other members, insofar 

as this is not information already known to the public. Work results, materials and know-how of the 

association are considered confidential until the Executive Board has made a binding decision on 

their publication 

Article 17 

Dissolution of the Association and Commitment of Assets 

(1) In the event of the dissolution of the Association or the discontinuation of tax-privileged 

purposes, the assets of the Association shall be transferred to the Arbeitsgemeinschaft für 

wiederherstellende Operationsverfahren in der Gynäkologie e.V., Berlin, which shall use them 

directly and exclusively for non-profit purposes, or to another tax-privileged corporation or a 

corporation under public law for use in the promotion of science and research and public health as 

defined in this Statute. This decision shall be made by the General Assembly by a simple majority of 

the votes cast. Prior to the transfer of the liquidation assets to another institution, the tax office must 

determine that the assets are unobjectionable. 

(2) Unless the General Assembly decides otherwise, the members of the Executive Board shall be 

jointly authorized liquidators. 

 

Article 18 

Final Provisions 

(1) Should individual provisions in this Statute be or become invalid, this shall not affect the validity 

of the remaining provisions of the Statute. The provision in question shall be replaced by a valid one 

which comes as close as possible to the intended purpose. 

(2) This Statute shall become valid upon its adoption by the Founders' Meeting. Immediately 

thereafter, the Executive Board shall effect registration with the Register of Associations. The same 

applies to amendments to the Statute and changes in the composition of the Executive Board. 
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(3) Should it become necessary to modify or supplement individual provisions of this Statute in the 

course of the registration of the Association with the Register of Associations or the application for 

non-profit status of the Association with the tax authorities, the Executive Board shall be entitled to 

make such modifications. This applies beyond these cases to all amendments to the Statute that are 

required by supervisory, judicial or financial authorities for formal reasons. They shall be approved by 

the General Assembly at the next meeting of the General Assembly Meeting following the respective 

amendment. 

(4) In the event that this Statute is translated into another language, German law shall apply 

exclusively - particularly in the event of the need to interpret provisions of the Statute. 

 

Article 19 

Entry into force 

This Statute shall enter into force on the day of signature by the founding members. 

 

Signatures of the founding members: 

 

 

 

Prof. Dr. Kühn  Dr. Kurz  Dr. O'Beirne  Dr. Hanke 

 

 

 

 

Dr. Vollmer  Dr. Lindauer  Galindoma  Teutsch 

 

 

The foregoing Statute was adopted by the Founders' Meeting held at the Esslingen Clinic, 

Department of Obstetrics and Gynecology on August 20, 2020. 
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